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 Achtes Gesetz zur Änderung des Polizeigesetzes des Landes Nordrhein-

Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/15921 

– Anhörung von Sachverständigen (siehe Anlage) 

Vorsitzende Angela Erwin: Einen wunderschönen guten Morgen! Ich heiße Sie alle 
ganz herzlich zur 61. Sitzung des Innenausschusses willkommen. Ich begrüße die Mit-
glieder des Ausschusses, die Vertreter der Landesregierung, Zuhörerinnen und Zuhö-
rer sowie Vertreterinnen und Vertreter der Medien. Ganz besonders begrüße ich die 
Sachverständigen, die heute alle persönlich anwesend sind; keiner ist digital zuge-
schaltet. 

Die Einberufung des Ausschusses erfolgte mit Sitzungseinladung 18/1493. Ich gehe 
vom Einvernehmen mit der Tagesordnung aus. – Ich sehe keinen Widerspruch. 

Die Sitzung wird per Live-Videostream im Internet übertragen. 

Ein zeitlicher Hinweis: Wir enden mit der Anhörung spätestens um 13:00 Uhr. 

Bevor wir starten, gestatten Sie mir noch einige organisatorische Hinweise. 

Das Filmen und Fotografieren in Sitzungen sowie Tonaufzeichnungen von Sitzungen 
im nordrhein-westfälischen Parlament – dazu zählen auch Anhörungen der Fachaus-
schüsse – sind nicht gestattet. 

Zu der heutigen Anhörung zum Gesetzentwurf der Landesregierung „Achtes Gesetz 
zur Änderung des Polizeigesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen“ Drucksache 
18/15921 begrüße ich die erschienenen Gäste nochmals sehr herzlich. 

Ich danke allen Sachverständigen für ihre vorab eingereichten Beiträge. Bitte gehen 
Sie davon aus, dass diese Stellungnahmen allen Abgeordneten inhaltlich bekannt sind 
und sorgfältig durchgearbeitet wurden. 

Wie bereits im Einladungsschreiben mitgeteilt, sind Eingangsstatements nicht vorge-
sehen. Die Abgeordneten werden sich vielmehr direkt mit Fragen an die Sachverstän-
digen wenden. Wie in der Vergangenheit bereits eingeübt, werde ich zunächst einige 
Fragen aus dem Kreis der Abgeordneten in der Reihenfolge der Fraktionsgrößen sam-
meln und dann die Sachverständigen bitten, diese zu beantworten. Hier sei darauf 
hingewiesen, dass im Idealfall nur ein Sachverständiger pro benannter Organisation 
spricht. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bitte Sie, sich an unsere Absprache zu halten und 
in jeder Runde maximal drei Fragen zielgerichtet an konkrete Sachverständige zu rich-
ten. Bitte achten Sie auch darauf, die Fragen nicht mit eigenen Standpunkten und An-
sichten zu vermischen. 

Nach diesen organisatorischen Hinweisen können wir nun in die erste Fragerunde der 
Abgeordneten starten. 
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Dr. Christos Katzidis (CDU): Vielen Dank, meine sehr geehrten Damen und Herren 
Sachverständige, für die schriftlichen Stellungnahmen und das Erscheinen hier, so-
dass wir noch die eine oder andere Nachfrage stellen können. Aus Sicht der CDU-
Fraktion haben wir drei Fragen. 

Die erste Frage bezieht sich – das hatte ich eben schon kurz angeteasert, damit Sie 
vorbereitet sind – auf die aktuelle Debatte im Zusammenhang mit Drohnen. Diese 
Frage möchte ich stellen, weil wir gerade in der Novellierung des Polizeigesetzes sind. 
Rheinland-Pfalz hat im Polizei- und Ordnungsbehördengesetz in § 9b eine spezialge-
setzliche Grundlage für den „Einsatz technischer Mittel gegen unbemannte Fahrzeug-
systeme“; so heißt es dort. Die Hessen haben es im Hessischen Gesetz über die öf-
fentliche Sicherheit und Ordnung in § 15e, der fast wortgleich mit der rheinland-pfälzi-
schen Regelung ist. Die Bayern schaffen jetzt einen neuen Art. 29a „Einsatz techni-
scher Mittel gegen unbemannte Luftfahrtsysteme oder Fahrzeugsysteme“. Meine 
Fraktion und mich interessiert Ihre Einschätzung als Experten im Hinblick darauf, ob 
eine spezialgesetzliche Norm erstens aus Ihrer Sicht notwendig ist oder zweitens ge-
gebenenfalls auch mit Blick auf Kompetenzen überhaupt zielführend wäre, sodass es 
anders geregelt werden müsste. 

Die zweite Frage richtet sich auf die Ausweitung des § 34a des Polizeigesetzes des 
Landes Nordrhein-Westfalen in puncto „Verlängerung von zehn Tagen auf vierzehn 
Tage“, auch verbunden mit einer dann gegebenenfalls möglichen weiteren Anpassung 
bei der Ingewahrsamnahme. Herr Professor Braun und Herr Professor Thiel haben 
das zwar etwas kritisiert – aber nur mangels Begründung; so habe ich es zumindest 
herausgelesen. Schauen wir uns einmal die Praxis an. 2018 haben wir es auf zehn 
Tage ausgeweitet. Einige Polizeibehörden gehen auch jetzt schon über zehn Tage 
hinaus. Mönchengladbach hat bereits fünfmal elf Tage in Gewahrsam genommen, 
Krefeld zwölf Tage und Düren auch zwölf Tage. Das ist im Übrigen der häufigste An-
wendungsfall. Es scheint also eine praktische Notwendigkeit zu geben, Frauen auch 
über zehn Tage hinaus besser zu schützen. Deswegen würde mich interessieren, auch 
mit Blick auf die praktische Notwendigkeit, ob Sie wirklich gravierende verfassungs-
rechtliche Bedenken dagegen hätten, den Schutz für Gewaltopfer von zehn Tagen auf 
vierzehn Tage auszuweiten – zum einen bei der Wohnungsverweisung und dem Rück-
kehrverbot, zum anderen dann aber gegebenenfalls auch durch eine Anpassung bei 
der Ingewahrsamnahme; denn es würde ja Sinn machen, nicht nur die Wohnungsver-
weisung und das Rückkehrverbot zu erweitern, sondern dann auch die Ingewahrsam-
nahmemöglichkeit, vor allen Dingen vor dem Hintergrund, dass jetzt schon Ingewahr-
samnahmen mit einer Dauer von über zehn Tagen durchgeführt werden, weil es in der 
Praxis erforderlich ist. 

Die dritte Frage betrifft die elektronische Aufenthaltsüberwachung und das sogenannte 
spanische Modell. Der § 34c erlaubt die EAÜ ja nur beim § 34a, aber nicht beim Kon-
taktverbot gemäß § 34b Polizeigesetz; da gibt es allenfalls die Möglichkeit, über den 
Stalking-Paragrafen, den § 238 StGB, zu gehen. Sollte man das gegebenenfalls noch 
gesetzlich anpassen und auch den § 34b ausdrücklich mit in die Regelung zur elektro-
nischen Aufenthaltsüberwachung aufnehmen, um diese mögliche Lücke zu schließen? 
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Christina Kampmann (SPD): Vielen Dank auch von der SPD für die eingereichten 
Stellungnahmen. – Unsere erste Frage richtet sich an Herrn Professor Braun und be-
zieht sich auf § 8 Abs. 3 Polizeigesetz. Dort soll eine Neudefinition von Straftaten von 
erheblicher Bedeutung erfolgen. Herr Braun, Ihrer Stellungnahme ist zu entnehmen, 
dass Sie diese Neudefinition als nicht so gelungen, weil zu weit gefasst ansehen. Wir 
würden gerne von Ihnen hören, inwieweit diese Definition aus Ihrer Sicht zu weit ge-
fasst ist, welche Folgen aber auch mit der Anwendung dieser Neudefinition verbunden 
wären und wie diese Ihrer Meinung nach angepasst werden sollte. 

Unsere zweite Frage richtet sich an die GdP. Sie erwähnen an verschiedenen Stellen, 
dass die im Gesetzentwurf enthaltene Neuregelung und die damit verbundene Kom-
plexität einen umfassenden Fortbildungsbedarf für Ihre Kolleginnen und Kollegen mit 
sich bringen. Uns würde interessieren, als wie praxistauglich Sie diese Regelung auch 
mit Blick auf die Eingriffsschwellen ansehen, aber auch, inwieweit Sie davon ausge-
hen, dass die Landesregierung den wachsenden Fortbildungsbedarf erkannt hat, nicht 
zuletzt mit Blick auf den Haushalt, den wir für das kommende Jahr ja in Bezug auf 
diese Fragen diskutieren. 

Unsere dritte Frage richtet sich an Frau Heßeler. Hinsichtlich der mit dem Entwurf vor-
gesehenen Neufassung des § 34c zur elektronischen Aufenthaltsüberwachung kriti-
sieren Sie, dass sie den Schutz von potenziellen Opfern nur unzureichend und sogar 
eingeschränkter als bisher gewährleiste. Wir würden uns freuen, wenn Sie noch einmal 
darlegen könnten, zu welchen Einschränkungen dieser Entwurf denn tatsächlich füh-
ren würde und welche Anpassungen aus Ihrer Sicht erforderlich wären. 

Dr. Julia Höller (GRÜNE): Auch von unserer Fraktion herzlichen Dank für Ihre Stel-
lungnahmen. – Ich möchte mich im Wesentlichen den inhaltlichen Fragen der CDU 
anschließen und sie noch einmal in etwas anderer Formulierung stellen. 

Meine erste Frage geht an alle Sachverständigen, die dazu gerne einen Beitrag leisten 
möchten. Im Zusammenhang mit der Neuaufnahme der Rechtsgüter „Bestand und Si-
cherheit des Bundes und des Landes“ wurde darauf rekurriert, dass die aktuelle Be-
drohungslage ein Umdenken erfordere. Aktuelle Berichte zeigen, dass die Sicherheit 
des Bundes oder eben auch des Landes – wir haben ja auch hier im Parlament schon 
darüber diskutiert – derzeit von Drohnenüberflügen von kritischen Infrastrukturen ge-
fährdet werden kann. Müsste denn hier ein wirkliches Umdenken stattfinden? Wäre 
eine Regelung wie im § 15e des Hessischen Gesetzes über die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung für NRW sinnvoll? Welche Voraussetzungen müsste eine solche Rechts-
grundlage erfüllen? 

Meine zweite Frage richtet sich an Sie, Frau Heßeler. Ihre Ausführungen zu der Woh-
nungsverweisung und dem Rückkehrverbot sowie zu der elektronischen Fußfessel wa-
ren sehr umfassend; herzlichen Dank dafür. Insbesondere die nationalen und interna-
tionalen Vergleiche haben hier sehr hervorgestochen. Sie haben grundsätzlich die Ver-
längerung der Wohnungsverweisung und des Rückkehrverbots von zehn Tagen auf 
vierzehn Tage befürwortet, insbesondere aufgrund von Opferschutzgesichtspunkten. 
Gleichzeitig haben Sie aber auch erwähnt, dass eine reine Verlängerung für nicht aus-
reichend gehalten wird. Wäre eine Anpassung des § 38 Abs. 2 Nr. 3 Polizeigesetz in 
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Verbindung mit § 35 hinsichtlich der Ingewahrsamnahme bei häuslicher Gewalt mit 
Wohnungsverweisung sinnvoll, da hier keine Angleichung zur aktuellen Erhöhung in 
§ 34a Polizeigesetzentwurf stattfindet? 

Meine dritte Frage, bei der es ebenfalls um Gewaltschutz geht, würde ich auch gerne 
an Sie stellen, Frau Heßeler. Im Rahmen der Anpassung von § 34c Polizeigesetz ge-
hen Sie auf marginale Änderungen im Bereich der elektronischen Aufenthaltsüberwa-
chung ein und benennen das spanische Modell, das, wie wir alle auch schon häufiger 
diskutiert haben, als eine positive Ergänzung im Rahmen des Opferschutzes bei häus-
licher Gewalt gilt. Welche rechtlichen Voraussetzungen müssten hier umgesetzt wer-
den, damit in NRW ein solches Modell eingeführt werden könnte? 

Dr. Werner Pfeil (FDP): Meine sehr geehrten Damen und Herren Sachverständige, 
wir haben uns den Bericht der Datenschutzbeauftragten des Landes NRW ange-
schaut, der nicht als offizielle Stellungnahme mit in die Anhörung eingebracht wurde, 
sondern von ihr als weitere Stellungnahme abgegeben wurde. Dazu habe ich mehrere 
Fragen, die die §§ 22 und 23 betreffen. Die Fragen gehen an alle Sachverständigen. 

Die Landesdatenschutzbeauftragte äußert in ihrer Stellungnahme vom 27. Oktober 
2025 erhebliche Bedenken gegen einzelne Regelungen im Hinblick auf den Daten-
schutz. So werden die Regelungen in den §§ 22 und 23 erheblich kritisiert. Sie stellt 
insbesondere darauf ab, dass Datensammeln für die Aufgabenerfüllung, Dokumenta-
tion und Fortspeicherung zur künftigen Aufgabenerfüllung erlaubt sei. Die Frage dazu 
an Sie lautet: Liegen hierzu Ihrer Meinung nach die gesetzlichen Voraussetzungen 
einer klaren und verfassungsgemäßen Regelung in § 22 vor? 

Aus der Berufspraxis der Landesdatenschutzbeauftragten ergibt sich außerdem, dass 
vor Ablauf von zehn Jahren keine Prüfung der Daten stattfindet, obwohl dies weiterhin 
für die Aufgabenerfüllung erforderlich gewesen sein sollte. Sie schlägt vor, die Prüfung 
in kürzeren Zeitabständen vorzunehmen und deswegen den § 22 mit einem Halbsatz 
zu ergänzen, in dem am Ende von Abs. 3 dann steht, dass eine Prüfung alle zwei 
Jahre stattfinden soll. Ist dies Ihrer Meinung nach sinnvoll und notwendig? 

Dritte Frage: In § 23 ist die Datenanalyse und die Datenauswertung vorgesehen. Ist 
das, was darin steht, verfassungsgemäß? 

Thomas Röckemann (AfD): Die meisten Fragen sind ja schon gestellt. Als Letzter ist 
das immer ein bisschen schwierig. Ich habe aber erstens eine grundsätzliche Frage 
an die Sachverständigen und bitte, in den Antworten jeweils höchstens zwei Punkte 
zu benennen, weil das sonst ja vielleicht etwas aus dem Ruder laufen würde. Welche 
in dem Gesetzentwurf enthaltenen Punkte kritisieren Sie am schärfsten, respektive 
welche aus Ihrer Sicht wichtigen Punkte sind nicht enthalten, was wiederum ebenfalls 
kritikwürdig sein könnte? 

Meine zweite Frage – ich habe nur zwei Fragen – bezieht sich auf den § 34a Abs. 5, 
also die Wohnungsverweisung und die Dauer der Wohnungsverweisung, die bislang 
mit Ablauf des zehnten Tages endet. Inwieweit gibt es da Praxiserfahrungen? Warum 
müssen es künftig vierzehn Tage sein? Ich traue der Polizei ja viel zu und würde auch 
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polizeiliches Ermessen schätzen. Warum vierzehn Tage? Warum nicht acht, warum 
nicht zehn, warum nicht einundzwanzig Tage oder möglicherweise ein Spielraum von 
sieben bis achtundzwanzig Tagen, eben nach polizeilichem Ermessen? Dazu hätte ich 
gerne eine Auskunft von Ihnen. 

Vorsitzende Angela Erwin: Herzlichen Dank. – Damit sind wir am Ende der ersten 
Fragerunde angekommen und steigen in die Antwortrunde ein. Ich schlage vor, dass 
wir in der Reihenfolge des Tableaus vorgehen. 

Markus Robert (Gewerkschaft der Polizei, Landesbezirk Nordrhein-Westfalen): 
Die GdP bedankt sich dafür, dass wir hier heute Stellung nehmen dürfen. – Ich komme 
direkt zur Beantwortung der Fragen. Eingestiegen sind wir mit der Fragestellung zu 
den Drohnen. Die Kolleginnen und Kollegen bedürfen für alle Maßnahmen, insbeson-
dere die grundrechtsbeschränkenden Maßnahmen, Eingriffsbefugnissen. Wenn wir 
hier eine Regelungslücke sehen, dann ist nur zu begrüßen, dass wir diese Regelungs-
lücke auch schließen. In Bezug darauf, in welcher Form das passiert, gibt es verschie-
dene Möglichkeiten, die hier aus anderen Landespolizeigesetzen zitiert wurden. Wir 
können deutlich sagen, dass jetzt, wo die Beratungen noch offen sind, eine Ergänzung 
im Polizeigesetz durchaus Sinn macht. 

Dann war grundsätzlich eine Frage in Richtung des § 34a gestellt worden. Dazu haben 
wir auch eine klare Aussage. Opferschutz geht vor Täterschutz. Alle Regelungen, die 
das Opfer in den Vordergrund stellen, begrüßen wir als GdP NRW ausdrücklich. Das 
gilt sowohl für die Maßnahme der Wohnungsverweisung und des Rückkehrverbots als 
auch für die Ingewahrsamnahme. 

Was bezogen auf den Fortbildungsbedarf anzumerken ist, haben wir in unserer Stel-
lungnahme zum Ausdruck gebracht. Es ist tatsächlich so, dass wir mit Blick auf den 
Haushalt natürlich auch im Innenressort – sprich: in der Polizei – Einsparmaßnahmen 
mit Blick auf die Fortbildung zu verzeichnen haben. An dieser Stelle ist zu nennen, 
dass neue Regelungen für die Akademie Mont-Cenis getroffen wurden. Dort werden 
jetzt die Behörden an den Kosten beteiligt. 

Hier müssen wir auch noch einmal klar darauf hinweisen, dass es darum geht, ein 
angepasstes Polizeigesetz mit Leben zu füllen. Uns nutzen die besten Regelungen 
nichts, wenn sie von den Kolleginnen und Kollegen, die sie umsetzen sollen, den Po-
lizistinnen und Polizisten, nicht rechtssicher umgesetzt werden können. Und dazu be-
darf es der Prüfung der Fortbildungsmaßnahmen. Das heißt: Brauchen wir tatsächlich 
ein Fortbildungskonzept für die angepassten Regelungen im neuen Polizeigesetz, 
oder reicht es aus, diese Thematiken lediglich in Dienstunterrichten oder in Kommis-
sariatsbesprechungen darzustellen? Diese Frage müssen wir uns stellen. Wir müssen 
tatsächlich gewährleisten, dass dieses Thema auch bis an den letzten Mann und die 
letzte Frau sauber transportiert wurde. 

Zur Verkürzung von zehn Jahren auf zwei Jahre bei der Prüfung von Datenschutz kön-
nen wir als Gewerkschaft der Polizei folgenden Hinweis geben: Das hängt natürlich 
davon ab, wer das machen soll. Es geht hier also wieder darum, wer dann für diese 
Überprüfung im Polizeibereich zuständig ist. Wenn es Polizeibedienstete sind, dann 
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werden die Aufwände für sie wieder erhöht. Da müssen wir natürlich darauf achten, 
dass wir nicht zusätzliche Belastungen im Polizeibereich generieren. 

Außerdem gab es noch eine Frage zur Erweiterung der geschützten Rechtsgüter. Vom 
Grundsatz her begrüßen wir die Erweiterung der geschützten Rechtsgüter. Das dürfte 
letztendlich auch ein Stück weit mehr Flexibilität für die Kolleginnen und Kollegen ge-
nerieren. 

Prof. Dr. Frank Braun (Hochschule für Polizei und öffentliche Verwaltung Nord-
rhein-Westfalen): Als Erstes möchte ich etwas zu den Drohnen sagen; Herr Dr. Katzi-
dis hat ja darum gebeten. Die Frage, ob man eine spezifische Ermächtigungsgrund-
lage im Polizeigesetz fassen sollte, kann man aus meiner Sicht nicht aus dem Bauch 
heraus beantworten. Ein größeres Problem ist in dem Bereich sicher die Frage der 
Gesetzgebungszuständigkeit des Landes. Denn es spricht viel dafür, dass diese Form 
der Drohnenabwehr eigentlich der Luftsicherheit und dem Luftverkehr unterfallen 
würde, was ja genuine Bundeskompetenz ist. Das müsste man noch genauer erfor-
schen und einmal schauen, ob es da vielleicht eine Öffnungsklausel gibt. Falls eine 
Gesetzgebungszuständigkeit bejaht werden könnte, hieße das auch noch lange nicht, 
dass man eine Standardbefugnis im Polizeigesetz NRW bräuchte. Denn theoretisch 
könnte man das Ganze auch über Generalklausel und Zwang nach den bestehenden 
Regeln machen. Dann hat man meines Erachtens aber auch Änderungsbedarf, weil 
Drohnenabschießen eine Form des Schusswaffeneinsatzes ist und die Regelung des 
unmittelbaren Zwangs in § 58 des Polizeigesetzes im Abs. 4 derzeit eine abschlie-
ßende Aufzählung der einsetzbaren Schusswaffen enthält. Dieser Absatz müsste dann 
wahrscheinlich zumindest ergänzt werden, wenn man denn keine spezialgesetzliche 
Vorschrift haben möchte. 

Zu § 34a: Ich habe in meiner Stellungnahme kritisiert, dass der Gesetzentwurf nicht 
ausreichend begründet ist. Bei der Begründung dieses Paragrafen müsste man mei-
nes Erachtens dringend nachbessern. Denn die zwei Sätze, die darin stehen, erschöp-
fen sich in einer bloßen Vermutung, und das ist wohl zu wenig für grundrechtsintensive 
Eingriffsmaßnahmen. Was müsste denn belegt werden? Das ist jetzt die Frage. 

Ich möchte darauf hinweisen – das beantwortet vielleicht auch andere Fragen im Zu-
sammenhang mit § 34a –: So, wie dieser Paragraf im Polizeigesetz NRW geregelt ist, 
ist es alleinige Aufgabe des § 34a, ein kurzfristiges Kriseninterventionsinstrument dar-
zustellen. Ein vollumfassender Schutz kann also nicht gewährleistet werden. Die zehn 
Tage sind hauptsächlich dazu da, dem Gewaltopfer Ruhe und Zeit zu geben, um dann 
selbstbestimmt weitergehende Maßnahmen nach dem Gewaltschutzgesetz zu treffen. 
Nach dem Gewaltschutzgesetz – das ist ein Bundesgesetz – sind ja einstweilige An-
ordnungen durch das Familiengericht möglich, wie eine längerfristige Zuweisung der 
gemeinsamen Wohnung zur alleinigen Nutzung und auch Näherungsverbote, also so 
etwas wie Kontakt- und Aufenthaltsverbote. 

Was müsste da jetzt belegt werden? Reichen die zehn Tage, inklusive Verlängerung, 
aus? Sind diese zehn Tage zumutbar ausreichend, dass das Gewaltopfer einen Antrag 
vor dem Amtsgericht bzw. Familiengericht stellt, um weitergehenden Schutz zu erlan-
gen? Ich persönlich glaube, dass die zehn Tage ausreichen. Einem Gesetzentwurf des 
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Bundes zur Erweiterung des Gewaltschutzgesetzes habe ich entnommen, dass das 
wohl sehr schnell geht, zumindest vor den Familiengerichten. Man muss ja nur den 
Anordnungsanspruch glaubhaft machen. Dann kann man auch das schriftliche Rück-
kehrverbot der Polizei vorlegen. Länger als eine Stunde dauert das eigentlich nicht. 
Die entscheidende Frage ist: Reichen zehn Tage aus, damit das Opfer weitergehen-
den Schutz sucht, oder nicht? Und Zahlen sind vorhanden. Denn nach § 34a Abs. 6 
sind die Gerichte verpflichtet, der Polizei mitzuteilen, wann ein Antrag gestellt wird und 
wann dem Antrag stattgegeben wird oder er abgelehnt wird. Insofern müsste man ein-
mal die Polizeien fragen, wie lange es benötigt, solchen gerichtlichen Schutz zu erreichen. 

Gegen das spanische Modell kann man grundsätzlich nichts sagen. Es ist natürlich mit 
Aufwand und Kosten verbunden. Wenn man diese zu tragen bereit ist, ist alles wun-
derbar. Allerdings müsste man, bevor man Aufenthaltsvorgabe und Kontaktverbot – 
das ist der bisherige § 34b – so wie von Herrn Dr. Katzidis angedeutet für Fälle häus-
licher Gewalt erweitern könnte, das Verhältnis zwischen Gewaltschutzgesetz und Po-
lizeigesetz klären. Das halte ich für einen ganz wichtigen Punkt. Denn so einfach wird 
das nicht gehen. Es ist ja vielleicht im Gewaltschutzgesetz sogar abschließend nor-
miert, was diese Näherungsverbote betrifft. Außerdem sind auch Änderungen des Ge-
waltschutzgesetzes geplant. Ich habe im August einmal einen Gesetzentwurf des Bun-
desministeriums der Justiz gelesen, in dem es darum ging, dass die Möglichkeit einer 
Fußfessel in Betracht gezogen werden sollte. Das Gesetzgebungsverfahren zum Ge-
waltschutzgesetz habe ich nicht mehr weiterverfolgt. Da müsste man noch einmal 
nachschauen. Denn wenn man den § 34b und das Gewaltschutzgesetz nicht aufei-
nander anpasst, kann es theoretisch ja passieren – beide Maßnahmen müssen ge-
richtlich angeordnet werden; das sind allerdings unterschiedliche Gerichte –, dass bei-
spielsweise ein polizeiliches Aufenthaltsverbot nach § 34a vom Richter angeordnet 
wird, aber gleichzeitig vom Opfer ein Antrag nach dem Gewaltschutzgesetz gestellt 
wird und durch das Familiengericht das Näherungsverbot abgelehnt wird. Was zählt 
denn dann? Diesbezüglich müsste man sich einmal Gedanken machen, bevor man da 
gesetzgeberisch tätig wird. 

Die nächste Frage kam von der SPD-Fraktion: Ist der § 8 Abs. 3 zu weit gefasst? Was 
sind mögliche Folgen? Meines Erachtens ist er zu weit gefasst. Beim § 8 Abs. 3 hat 
man sich jetzt gegen einen Straftatenkatalog entschieden. Das kann man durchaus so 
machen. Ich finde das auch nicht schlecht. Nur ist die Definition von Straftaten von 
erheblicher Bedeutung meines Erachtens für den präventiven Bereich so nicht zutref-
fend und zu weit gefasst. Ich weiß, dass die Entwurfsverfasser – das habe ich jetzt 
noch einmal nachrecherchiert – dies nicht ohne Grund hineingeschrieben haben. Es 
gibt eine Äußerung des Bundesverfassungsgerichts, aus der man lesen kann – in ei-
nem Obiter Dictum –, dass Straftaten von erheblicher Bedeutung solche sind, die im 
Höchstmaß mit einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Jahren bedroht sind. Allerdings 
gebe ich zu bedenken, dass diese Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts für 
den repressiven Bereich getroffen wurde. Da ging es um die strafprozessuale Be-
schlagnahme von E-Mails. Außerdem ist diese Entscheidung aus dem Jahr 2009. Man 
kann – Herr Thiel hat es übrigens sehr gut in seiner Stellungnahme dargelegt, was die 
Eingriffsschwellen betrifft – die Äußerung des Bundesverfassungsgerichts, auch wenn 
die Befugnisse ähnliche sind, zu repressiven Maßnahmen nicht so einfach auf präventive 
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Maßnahmen spiegeln. Das hat das Gericht zuletzt in der Trojaner-I-Entscheidung, als 
es um die Telekommunikationsüberwachung hier in Nordrhein-Westfalen ging, auch 
wieder deutlich gesagt. Denn bei der Prävention kommt es nicht in erster Linie auf die 
Schwere der Straftat an, sondern auf den Rang des zu schützenden Rechtsgutes. Ich 
denke, uns allen dürfte klar sein, dass ein einfacher Diebstahl – der Strafrahmen würde 
passen: bis fünf Jahre – kein besonders wichtiges Rechtsgut ist, das eine längerfristige 
Observation rechtfertigen könnte; bandenmäßig begangener Diebstahl, gewerbsmä-
ßig, natürlich schon. 

Deswegen empfehle ich, im § 8 Abs. 3, wenn man aus verfassungsrechtlichen Ge-
sichtspunkten ganz sicher gehen will, die vorgeschlagene Definition, die vom Bundes-
verfassungsgericht immer wieder aufgegriffen wird, ins Gesetz zu schreiben. Ein Straf-
tatenkatalog ist nicht erforderlich. Und es gibt ausreichend Rechtsprechung zu dieser 
Definition. Dann wären wir auf der sicheren Seite. Aber wenn man es unbedingt so 
machen will wie vorgeschlagen, wird die Welt wohl auch nicht untergehen. 

Das war es zu § 8 Abs. 3. Ansonsten sind die Überwachungsbefugnisse ja verfas-
sungskonform gefasst. 

Die Grünen haben gefragt, ob man den Bestand und die Sicherheit des Bundes oder 
eines Landes definieren sollte, wenn ich das richtig verstanden habe. Dafür sehe ich 
persönlich keinen Bedarf, weil man in jedem Kommentar nachlesen kann, was darunter-
fällt. 

Zu den Fragen der FDP: Mit dem § 22 habe ich mich nicht befasst. In meiner Stellung-
nahme erkläre ich mich hierfür nicht sachverständig. 

Ist der § 21 verfassungskonform? Ja. Die Eingriffsschwellen des Bundesverfassungs-
gerichts wurden sogar übererfüllt. Ich habe ja sogar vorgeschlagen, beim § 21 Ergän-
zungen um terroristische Straftaten im Sinne des § 8 Abs. 4 vorzunehmen. Denn die 
Entwurfsverfasser haben die Regelung eins zu eins nach der Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts zu Mecklenburg-Vorpommern nachgestrickt. In der Entschei-
dung zur TKÜ NRW ist es von dieser Entscheidung etwas zurückgerudert. Jedenfalls 
fallen auch terroristische Straftaten im Sinne des § 8 Abs. 4 unter die Straftaten, an 
denen man hier anknüpfen kann. 

Nun zur Frage der AfD: Was habe ich am stärksten kritisiert? Der Gesetzentwurf an 
sich ist von einem liberalen Grundrechtsverständnis geprägt. Man schöpft die Möglich-
keiten, die das Bundesverfassungsgericht gibt, nicht aus, sondern ist durchweg stren-
ger, soweit ich die Regelungen gesehen habe. Das finde ich gut. Meine stärkste Kritik 
betrifft den § 34a, weil da die Gesetzesbegründung absolut defizitär ist. Ich kann mir 
gar nicht vorstellen, dass ein Ministerialbeamter sie geschrieben hat. Die Begründung 
ist ein Nullum. Aber das kann man ja leicht heilen. 

Zum Schluss zu § 34a: Warum zehn, vierzehn oder sieben bis achtundzwanzig Tage? 
Man muss halt fragen: Haben sich die zehn Tage bewährt, ja oder nein? Und falls sie 
sich nicht bewährt haben, trage ich persönlich gerne die Verlängerung auf vierzehn 
Tage mit. 
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Prof. Dr. Dr. Markus Thiel (Deutsche Hochschule der Polizei): Herr Katzidis hat nach 
den Drohnen gefragt und danach, ob hier eine Regelungslücke besteht, auch mit Blick 
auf die aktuelle Bedrohungslage; das war die Frage, auf die Frau Höller abgezielt hat. 
Ich würde sagen, dass wir von einer Regelungslücke ausgehen können, weil man zwar 
nach gegenwärtigem Stand sicherlich mit der Generalklausel und den Regelungen 
über den Zwang noch vorgehen kann, wenn die erste Drohne irgendwo auftaucht und 
gestört oder auch abgeschossen werden muss. Das können wir aber nicht dauerhaft 
so machen, weil das Bundesverfassungsgericht gesagt hat: Wenn man eine be-
stimmte Maßnahme über einen längeren Zeitraum regelmäßig anwendet, brauchen 
wir irgendwann eine Standardermächtigung dafür. – Warum soll man das nicht früh-
zeitig machen, wenn die Probleme auftauchen? Daher denke ich, dass man hier durch-
aus schon eine Standardbefugnis in das Polizeigesetz aufnehmen könnte – mit dem 
Vorbehalt, den Herr Kollege Braun schon geäußert hat. Wir müssen nämlich über die 
Frage der Gesetzgebungskompetenz hinwegkommen. 

Das möchte ich noch ein bisschen näher ausführen, weil es wirklich ein ganz grundle-
gendes Problem ist, das aber nach meiner Einschätzung durchaus gelöst werden 
kann. Wir haben gemäß Art. 73 Abs. 1 Nr. 6 Grundgesetz eine ausschließliche Ge-
setzgebungskompetenz des Bundes für den Luftverkehr. Die Kommentarliteratur ist 
da vergleichsweise mager, geht aber davon aus, dass alles, was die Luftsicherheit und 
die Abwehr von Flugkörpern, zu denen rechtlich auch die unbemannten Flugkörper 
gehören, betrifft, zum Bereich der Luftpolizei und damit auch zum Luftverkehr gehört. 
Ich bin nicht ganz sicher, ob man dieser sehr weit gefassten Deutung hier unbedingt 
folgen muss. Das Bundesverfassungsgericht hat auch mal was dazu gesagt, allerdings 
sehr deutlich gemacht, dass eigentlich nur solche Gefahren von der Luftverkehrskom-
petenz erfasst werden sollen, die mehrere Länder betreffen; denn dann macht die aus-
schließliche Gesetzgebungskompetenz des Bundes auch Sinn. 

Über diesen Punkt müsste man hinwegkommen. Ich glaube, dass das geht, indem 
man sagt: Für eine Drohne auf Landesgebiet – über einer Stadt, über einer Ge-
meinde – brauchen wir keine Gesetzgebungskompetenz des Bundes für den gesam-
ten Luftverkehr; das ist eine typische Gefahrenabwehraufgabe. – Aber wenn man das 
so sehen möchte, muss man es eben auch verfassungsrechtlich begründen können. 

Es wird dann versucht, dieses Problem ein bisschen dadurch zu lösen, dass man auf 
den § 1 Abs. 7 des Bundespolizeigesetzes Bezug nimmt, in dem sinngemäß steht, 
dass die Befugnisse der Landespolizeien auch im Bereich der Luftsicherheit unberührt 
bleiben oder generell unberührt bleiben. Da ist natürlich die Frage, ob man hierin eine 
Delegation des Bundesgesetzgebers an den Landesgesetzgeber sehen kann. Das 
wird teilweise so gedeutet. Ich halte es für problematisch, hierin eine verfassungsrecht-
liche Delegation zu sehen. 

Ich würde also eine Regelung für Drohnen für sinnvoll halten, weil wir eine Regelungs-
lücke haben. Aber wir müssen über die Hürde der formellen Verfassungskonformität 
hinwegkommen. 

Frau Höller, in diesem Kontext gehe ich gerne noch auf Ihre Frage ein. Ich glaube, 
dass Ihr Hinweis auf Bestand und Funktion des Staates eher auf die aktuelle Bedro-
hungslage abzielte und darauf, dass wir natürlich auch mit Blick auf diese Schutzgüter 
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Drohnenabwehrmaßnahmen brauchen. Sie haben gefragt, was da geregelt werden 
müsste. Es geht ja nicht immer nur um den Abschuss. Insofern sollten wir ausführliche 
Regelungen zum Stören der Drohnen selbst und zum Stören der Steuerungseinrich-
tungen aufnehmen. Wir sollten bitte auch daran denken, dass wir die Glasfaserdroh-
nen haben, die sich mit Funkstöreinrichtungen eben nicht mehr beeinträchtigen lassen. 
Da muss man über den Einsatz von eigenen Drohnen der Polizei nachdenken, die 
dann möglicherweise solche Glasfaser zerschneiden. Ich würde die Maßnahmen, die 
man hier regelt, also relativ breit fassen. Denken Sie auch an die Drohnengruppen, die 
immer häufiger auftreten. Es sind nicht mehr nur Einzeldrohnen. Vielmehr werden wir 
künftig auch das Problem von Drohnengeschwadern haben. Auch da muss man über-
legen, was geeignete Maßnahmen sind. 

Wenn wir eine Regelung zum Abschuss von Drohnen aufnehmen wollten, müssten wir 
schauen – da teile ich den Einwand von Herrn Braun –, welche Schusswaffen dazu 
überhaupt geeignet sind. Denn ich kann mir nicht vorstellen, dass mit der regulären 
Dienstwaffe eine Drohne, die in einer bestimmten Höhe fliegt, hinreichend sicher vom 
Himmel geholt werden kann. 

Berücksichtigen Sie bitte auch, wenn Sie denn eine solche Regelung treffen wollen, 
dass wir Schutzvorkehrungen für die Bodeneinrichtungen brauchen. Über freiem Feld 
ist es sicherlich kein Problem. Aber wenn es darum geht, Drohnen über urbanen Ge-
bieten abzuschießen, brauchen wir meiner Meinung nach Vorkehrungen dafür, dass 
dabei keine Dritten zu Schaden kommen. 

Außerdem wurde nach dem § 34a und den vierzehn Tagen gefragt. Gegen eine solche 
Ausweitung habe ich keine gravierenden Bedenken. Ich denke, dass es von der ge-
setzgeberischen Einschätzungsprärogative erfasst wäre, hier die Frist zu verlängern. 
Allerdings gebe ich zu bedenken, dass selbstverständlich der Opferschutz im Vorder-
grund stehen muss, dass aber bei den Adressaten der Maßnahme natürlich auch er-
hebliche Grundrechtsbeeinträchtigungen erfolgen. Das betrifft nicht nur den Art. 13 
Grundgesetz, also die Unverletzlichkeit der Wohnung, sondern auch die Freiheit der 
Person, wenn derjenige, der aus der Wohnung verwiesen wird, in Gewahrsam genom-
men wird. 

Bitte halten Sie sich vor Augen, dass die vierzehn Tage, die wir hier haben und die wir 
dann natürlich auch in der Gewahrsamsdauernorm abbilden müssten, die gleiche 
Dauer sind wie beim Präventivgewahrsam für terroristische Gefährder. Insofern würde 
ich darum bitten, noch einmal darüber nachzudenken, ob mit Blick auf die Ingewahr-
samnahme vielleicht noch ein bisschen Augenmaß mit einfließen sollte. Ich unterstütze 
in aller Deutlichkeit die Idee des Opferschutzes. Wenn man zu der Erkenntnis kommt, 
dass die zehn Tage nicht reichen – wegen Überlastung der Gerichte oder weil die 
Menschen auch Zeit brauchen, um erst einmal mit der Situation klarzukommen, und 
vielleicht nicht schon am ersten Tag so sortiert sind, dass sie über die Rechtsschutz-
möglichkeiten nachdenken –, ist es durchaus eine valide Überlegung, hier auf vierzehn 
Tage zu gehen. Aber bitte formulieren Sie dann die Begründung etwas tragfähiger, 
damit wir die Grundrechtsbeeinträchtigungen bei den Adressaten der Maßnahme hin-
reichend abfedern können. 
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Herr Katzidis hatte auch noch nach der elektronischen Aufenthaltsüberwachung und 
der Ausweitung von Kontaktverboten und Aufenthaltsverboten und -geboten gefragt. 
Ich hielte es für sinnvoll, auch diese Maßnahmen mit einer solchen elektronischen Auf-
enthaltsüberwachung zu kombinieren, weil man ansonsten gerade Kontaktverbote nur 
sehr schwer überwachen kann. Das ist also durchaus eine sinnvolle Idee – wobei na-
türlich bei dem Kontaktverbot das Modell der spanischen Fußfessel noch einmal be-
sonders an Bedeutung gewinnt, weil auch die Person, der sie sich nicht nähern dürfen, 
sich bewegt. Anders ist es, wenn sie bestimmte Areale nicht betreten dürfen, beispiels-
weise die Umgebung von Schulen. Das kann man relativ einfach mit Karten und dann 
dem Überwachen der Personen regeln. Aber wenn sich die Person, der sie sich nicht 
nähern dürfen, auch bewegt, macht diese Idee, auch bei dem potenziellen Opfer ein 
solches Gerät auf freiwilliger Basis anzubringen und dann bei einer Annäherung Alarm 
zu geben, Sinn. 

Herr Pfeil, Sie hatten nach den §§ 22 und 23 gefragt. Dazu kann ich sehr wenig sagen, 
weil ich mich nicht eingehend damit beschäftigt habe. Aber einmal aus dem Stand: Die 
zwei Jahre, die Sie bei den Prüffristen ins Spiel bringen, halte ich für zu eng getaktet. 
Wir müssen auch immer ein bisschen auf die Praktikabilität achten. Vor dem Hinter-
grund, dass nach geltendem Recht die Prüffrist von fünf Jahren für Jugendliche die 
kürzeste Taktung ist, die wir haben, würde ich doch zwei Jahre für zu eng getaktet 
halten. Das bedeutet einen unglaublichen Erfüllungsaufwand. Ich denke, dass die bis-
herige Taktung – fünf Jahre, zehn Jahre – hier durchaus sinnvoller ist. 

Ich halte auch den § 23 für verfassungsgemäß. Gerade habe ich ihn mir kurz angese-
hen. Das ist eine Folgeänderung für die automatisierte Datenanalyse, bei der es darum 
geht, was man da alles speichert. Dabei handelt es sich um komplexe Regelungen. 
Ich habe jetzt auf den ersten Blick nichts gefunden, was mich da verfassungsrechtlich 
irritiert hätte. Aber – sehen Sie es mir nach – das habe ich mir nicht vertieft angesehen. 

Herr Röckemann, Sie hatten gefragt, was die schärfsten Kritikpunkte sind. Gar keine. 
Ich habe keine wirklich scharfe Kritik an dem Gesetzentwurf, sondern finde ihn insge-
samt sehr gelungen. Ich finde auch ganz hervorragend, dass Sie die Eingriffsschwellen 
in den Normen, die das Bundesverfassungsgericht kritisiert hat, nicht einfach nur nach-
bessern, sondern dass man sich in dem Entwurf um ein rundes Modell bemüht und die 
Eingriffsschwellen der Maßnahmen noch einmal nach den verschiedenen Gefahrenty-
pen abgestuft hat. Das finde ich alles ganz großartig. Es macht den Eindruck, als sei 
es aus einem Guss. Wir haben nur an verschiedenen Stellen ein paar handwerkliche 
Einwände. Diese habe ich in der Stellungnahme, glaube ich, hinreichend dargelegt. 

Vielleicht noch ein Satz zu den Straftaten von erheblicher Bedeutung: Ich denke auch, 
dass man das so wie vorgeschlagen machen kann. Nur, wenn man meint, man wolle 
Straftaten erfassen, die im Höchstmaß mit Freiheitsstrafe von mindestens fünf Jahren 
bedroht sind – denn so ist es gedacht, wenn hier „von mehr als drei Jahren“ steht; vier 
Jahre als Höchstmaß gibt es nämlich nach geltendem Recht nicht –, sollte man direkt 
schreiben: „Straftaten von erheblicher Bedeutung sind solche, die im Höchstmaß mit 
einer Freiheitsstrafe von mindestens fünf Jahren bedroht sind.“ Dann kommt man viel-
leicht noch näher an die Definition des Bundesverfassungsgerichts heran, die ich im 
Übrigen auch favorisieren würde, weil das Gericht doch sehr klar und an mehreren 
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Stellen diese Definition für die Straftaten von erheblicher Bedeutung zugrunde gelegt 
hat. Diese Definition könnte man hier übernehmen. Aber das ist vielleicht der einzige 
Punkt, über den man noch einmal vertieft nachdenken könnte. 

Bezüglich der Dauer der Wohnungsverweisung und des Rückkehrverbotes hatten Sie 
nach den Varianten gefragt, die es da gibt. Im Grunde haben wir bereits polizeiliches 
Ermessen. In der Norm steht ja, dass ausnahmsweise auch eine kürzere Frist festge-
legt werden kann. Das wird die Polizei aber nur dann tun, wenn wirkliche Ausnahme-
fälle vorliegen, etwa dann, wenn klar ist, dass die Person, die in der Wohnung bedroht 
ist, in drei Tagen in Urlaub fährt. Dann brauchen Sie nicht die andere Person für vier-
zehn Tage aus der Wohnung zu verweisen. Diese Möglichkeiten, das kürzer zu fassen, 
gibt es also schon. Ich würde aber keinen völlig freien Spielraum lassen, weil wir uns 
ja doch dem Opferschutz verpflichtet sehen. Insofern sollte man mit dieser Grundidee 
von vierzehn Tagen durchaus weitermachen – zumal, wie Herr Braun schon gesagt 
hat, die Maßnahme ja auch endet, sobald die Maßnahme nach dem Gewaltschutzge-
setz getroffen wurde. 

Viktoria Heßeler (Rechtsanwaltskanzlei Heßeler): Ich werde jetzt auf die Fragen 
eingehen, zu denen ich etwas sagen kann. Als im Bereich des Opferschutzes tätige 
Rechtsanwältin lasse ich so etwas wie Drohnen natürlich außen vor. 

Die Verlängerung von zehn Tagen auf vierzehn Tage halte ich für sinnvoll und habe 
da auch keine gravierenden verfassungsrechtlichen Bedenken. 

Zur Gesetzesbegründung: Ich fand das auch relativ dünn begründet und habe daher 
einmal geschaut, ob es dazu in Niedersachsen eine Evaluation gibt. Aktuell läuft, wenn 
ich das richtig im Kopf habe, bei dem Kriminologischen Forschungsinstitut Niedersach-
sen eine Studie dazu. Diese Studie ist aber noch nicht abgeschlossen. Zumindest 
habe ich keinen Abschluss gefunden. Man könnte aber natürlich einmal im Blick be-
halten, wie sich das in Niedersachsen darstellt. 

Reichen nicht zehn Tage aus, um einen Antrag nach dem Gewaltschutzgesetz zu stel-
len? Da spreche ich ja sehr aus der Praxis. Grundsätzlich reichen die zehn Tage si-
cherlich aus. Aber man hat natürlich auch da bürokratische Hürden. Ich denke, es 
macht einen Unterschied, ob man den Antrag im Amtsgericht Königswinter oder im 
Amtsgericht Köln stellt. Darüber hinaus haben wir Antragsteller*innen, die der deut-
schen Sprache nicht mächtig sind. Wenn sie dann ins Gericht gehen, bekommen sie 
dort natürlich keinen Dolmetscher, keine Dolmetscherin zur Verfügung gestellt, son-
dern organisieren das normalerweise aus dem privaten Bereich. Außerdem gibt es in 
der Praxis leider auch Rechtspfleger*innen, die „Sie müssen das aber mit einem An-
walt, einer Anwältin machen“ sagen und die Leute wegschicken. Insofern können viele 
Sachen dazwischenkommen, die diese zehn Tage relativ knapp machen. 

Der andere Punkt ist, dass man sich innerhalb dieser zehn Tage – dann hoffentlich 
vierzehn Tage – zum Beispiel um einen Platz im Frauenhaus kümmern kann. Plätze 
in Frauenhäusern – das muss ich hier niemandem erzählen – sind rar gesät; insbe-
sondere dann, wenn Kinder dabei sind, wird es wirklich schwierig. Dafür finde ich zehn 
Tage einfach nicht ausreichend. Daher halte ich die vierzehn Tage für sehr viel besser. 
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Was die weitere Anpassung bei der Ingewahrsamnahme angeht, habe ich erhebliche 
verfassungsrechtliche Bedenken. Das greift deutlich stärker in die Grundrechte der 
betroffenen Person ein. Davon halte ich nichts. Allerdings bin ich auch grundsätzlich 
kein Freund freiheitsentziehender Maßnahmen. Aber wie gesagt: Wenn man das 
Rückkehrverbot verlängert, hat man schon eine Verbesserung des Schutzes erreicht. 

Zur Neufassung von § 34c: Einschränkender daran finde ich die Änderung der Formu-
lierung von „weitere Straftaten nach § 238“ in „in absehbarer Zeit Straftaten nach 
§ 238“. Mit „in absehbarer Zeit“ haben wir eine Tatbestandsvoraussetzung mehr. Das 
ist aber vielleicht auch Jammern auf hohem Niveau. 

Bezüglich der Einführung des spanischen Modells – dafür habe ich mich in meiner 
Stellungnahme ausgesprochen – sehe ich ebenfalls das Problem mit dem Gewalt-
schutzgesetz. Ich habe auch diesen Gesetzentwurf zur Änderung des Gewaltschutz-
gesetzes gelesen, und ich weiß auch nicht, was da der aktuelle Stand ist; das müsste 
man sich anschauen. Eigentlich finde ich das im Polizeigesetz besser aufgehoben, 
weil wir hier schon eine Regelung zur elektronischen Fußfessel haben, die es im Ge-
waltschutzgesetz nicht gibt. Außerdem ist das Gewaltschutzgesetz so konzipiert, dass 
ein Antrag gestellt werden muss, weil es ein Antragssystem ist. 

Insgesamt muss man sagen: In der Praxis ist das mit dem Gewaltschutz so eine Sa-
che. Wohnungszuweisungen gehen darüber recht gut. Bei Annäherungsverboten finde 
ich das schwierig. Es ist in der Praxis nämlich so, dass die Familienrichter und -richte-
rinnen doch häufig, obwohl sie das eigentlich nicht sollen, auf einen Vergleich hinwir-
ken. Deswegen bin ich in der Praxis kein großer Freund des Gewaltschutzgesetzes. 
Und wenn man die elektronische Fußfessel dann dort noch aufnimmt, bin ich mir nicht 
sicher, ob das dem Opferschutz so sehr dient. 

Auf die Ingewahrsamnahmevorschriften bin ich schon eingegangen. Wie gesagt: Da 
habe ich verfassungsrechtliche Bedenken. 

Was die rechtlichen Voraussetzungen beim spanischen Modell angeht, muss man na-
türlich Folgendes berücksichtigen – deswegen habe ich in meiner Stellungnahme auch 
den djb zitiert –: Die Anpassung dahin gehend, dass der Täter eine Fußfessel hat und 
das Opfer einen Sender in die Hand bekommt und informiert wird, wenn der Täter sich 
nähert, reicht nicht aus. Vielmehr steht in Spanien ein ganzes System dahinter. Dort 
hat man ein standardisiertes System zur Gefahreneinschätzung. Da müssten wir si-
cherlich in Richtung der FDP schauen, was den Datenschutz angeht; das ist bei uns 
vielleicht etwas schwierig. Dann hat man auch die Momentaufnahme: Wie ist die Ge-
fahrensituation jetzt? Wie ist die Entwicklung der Gefahr? Das alles basiert auf For-
schung, auf Polizeiarbeit und auf Erfahrungswissen. Dahinter steht also ein ganzes 
System. Es reicht nicht aus, das Gesetz so anzupassen, dass das Opfer informiert 
wird, wenn der Täter sich nähert. Dazu bräuchten wir schon noch die Aufnahme eines 
weiteren Systems. 

In diesem Zusammenhang könnte man sich natürlich auch erst einmal anschauen, in 
welcher Form dieser Gesetzentwurf zum Gewaltschutzgesetz umgesetzt wird und was 
sich da überlegt worden ist. Das ist ein langfristiges Projekt, glaube ich. Dazu brauchen 
wir hier wahrscheinlich auch mehr Forschungsarbeit. Daher ist es vielleicht etwas zu 
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früh, um das spanische Modell hier aufzunehmen. Langfristig ist es aber, finde ich, im 
Polizeigesetz gar nicht schlecht angesiedelt. 

Was habe ich am schärfsten kritisiert? Eigentlich nichts. Was ich kritisiert habe, ist wie 
gesagt marginal. 

Was mir fehlt – das habe ich auch in meiner Stellungnahme geschrieben –, ist der 
Punkt „Täterarbeit“. Deswegen habe ich einmal nach Österreich geschaut. Dort muss 
bei einem Rückkehrverbot der Täter, die Täterin sich innerhalb von fünf Tagen an eine 
Beratungsstelle wenden und sich gewaltpräventiv beraten lassen. Das fände ich hier 
auch schön. In der Praxis ist das allerdings auch wieder illusorisch. Denn wir haben 
keine Beratungsstellen. Das ganze Netz müsste dafür ausgebaut werden. Aber wenn 
man langfristig etwas gegen Partnerschaftsgewalt machen möchte, muss man bei den 
Tätern ansetzen. Wir können die Opfer zwar bis zu einem gewissen Maß schützen. 
Aber wir müssen ja an den Tätern arbeiten. Warum werden Menschen überhaupt zu 
Tätern? Das könnte man aus meiner Sicht noch so mit aufnehmen, wie es in Österreich 
auch gemacht wurde. 

Ich finde es auch richtig, dass wir keine Zeitspanne gewähren, sondern uns auf vier-
zehn Tage beschränken. Das sage ich auch aus Opferschutzgesichtspunkten heraus. 
Dann weiß das Opfer nämlich genau – wie bei den zehn Tagen heute –, dass es vier-
zehn Tage Zeit hat. Bei einem Zeitraum von sieben bis einundzwanzig Tagen wäre es 
jeweils eine Ermessensentscheidung: Was wird festgelegt? Das ist für Opfer unklarer 
als dann, wenn wir eine klare Zahl im Gesetz stehen haben. 

Vorsitzende Angela Erwin: Herzlichen Dank. – Damit sind wir am Ende der ersten 
Antwortrunde angekommen und starten in die zweite Fragerunde. 

Dr. Christos Katzidis (CDU): Vielen Dank für die Ausführungen. – Ich habe eine 
kurze Nachfrage an Herrn Professor Braun, Herrn Professor Thiel und Frau Heßeler 
zu dem § 34a und den Ausführungen, die Sie gerade in dem Zusammenhang gemacht 
haben. Das mit der Begründung teile ich übrigens uneingeschränkt. Nun hat Frau 
Heßeler gerade gesagt, sie halte eine Ausweitung der Ingewahrsamnahme auf vier-
zehn Tage für verfassungsrechtlich bedenklich. 2002 wurde das Gewaltschutzgesetz 
eingeführt oder beschlossen. Parallel wurde der § 34a ins Polizeigesetz des Landes 
Nordrhein-Westfalen eingeführt. 

Zu dem Zeitpunkt war ich selbst Polizeibeamter. Bis 2018 war es so, dass man jeman-
den für zehn Tage aus der Wohnung verweisen konnte, aber für maximal 48 Stunden, 
wenn es um 0:01 Uhr war, in Gewahrsam nehmen konnte. Das hat in der Praxis dazu 
geführt, dass man häusliche Schläger, die sich nicht – und das ist ja dann vorsätzlich – 
an die Wohnungsverweisung und das Rückkehrverbot halten wollten, in Gewahrsam 
genommen hat, sie nach der maximal zulässigen Dauer herausgelassen hat, wieder 
zum Haus gefahren ist und das Ganze so weitergemacht hat, bis die zehn Tage er-
schöpft waren. 

Vor diesem Hintergrund macht es eigentlich überhaupt keinen Sinn, eine Regelung zu 
schaffen, die nicht durchgesetzt werden kann, wenn der Schläger sich nicht an die 
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Maßnahme hält. Er macht das ja vorsätzlich. Deswegen frage ich Sie noch einmal: 
Würden Sie das wirklich so bewerten, und würde es auch mit Blick auf die Praxis Sinn 
machen, diese Ausweitung nicht umzusetzen? 

An dieser Stelle möchte ich auch die Ausführungen von Herrn Professor Braun auf-
greifen, der im Zusammenhang mit dem § 8 Abs. 3 auf die Rechtsgüter und das Ge-
wicht der Rechtsgüter, die eigentlich die Orientierung geben müssten, abgestellt hat. 
Herr Professor Thiel hat gerade im Hinblick auf die vierzehn Tage die terroristischen 
Gefährder mit in den Raum gestellt. Das Recht auf körperliche Unversehrtheit und auf 
Leben zählt doch nicht bei drei, fünf, zehn oder zwanzig Menschen mehr als bei einer 
Person. Also sind beides gleichrangige Rechtsgüter. Vor dem Hintergrund, dass es 
gleichrangige Rechtsgüter sind, müsste man doch sagen, dass in beiden Fällen die 
vierzehn Tage gerechtfertigt sind und auch verhältnismäßig sind. Wie würden Sie das 
bewerten? 

Christina Kampmann (SPD): Der Kollege Katzidis hat vorhin in seiner Frage die 
Drohnenproblematik aufgemacht. Möglicherweise hat die CDU da nach der letzten 
Plenardebatte – zu Recht – noch Beratungsbedarf. Sie haben sich ja auch eingehend 
dazu geäußert. Sowohl Herr Robert als auch Herr Thiel haben bestätigt, dass sie da 
eine Regelungslücke sehen. Herr Thiel, Sie haben das gerade schon ausführlich dar-
gelegt. Das war sehr aufschlussreich und interessant. Uns würde noch interessieren, 
Herr Robert, weil die GdP sich auch klar zu der Aufgabe der Drohnenabwehr bekannt 
hat, aus welcher Perspektive Sie da eine Regelungslücke sehen, was Ihnen also fehlt, 
und welche Kompetenzen die Polizei eigentlich bräuchte, damit dieser Aufgabe auch 
entsprechend nachgekommen werden kann. 

Herr Professor Braun, Sie haben gesagt, dass die Änderungen im Polizeigesetz die 
Möglichkeiten, die das Bundesverfassungsgericht gegeben hat, nicht voll ausschöp-
fen. An welchen Stellen hätten Sie sich denn möglicherweise gewünscht, dass diese 
Optionen noch stärker ausgeschöpft werden? 

Frau Heßeler, was Sie gerade zum Thema „Täterarbeit“ gesagt haben, war sehr inte-
ressant; denn ich finde, dass das viel zu oft auch unter präventiven Gesichtspunkten 
außer Acht gelassen wird. Welche Erkenntnisse dazu gibt es denn spezifisch aus Ös-
terreich und von den österreichischen Beratungsstellen? Ich weiß nicht, ob das dort 
schon einmal evaluiert worden ist. Aber das wäre ja durchaus etwas, was man für 
Nordrhein-Westfalen weiterdenken könnte, weil es dem Gedanken der Prävention 
stärker Rechnung trägt und jede Tat im Bereich der häuslichen Gewalt, die gar nicht 
erst passiert, die beste ist. 

Dr. Julia Höller (GRÜNE): Ich möchte eine Frage an Herrn Robert und Herrn Profes-
sor Thiel stellen. Es geht noch einmal um die Drohnen-Thematik. Meine ganz konkrete 
Frage dazu lautet: Sind die rechtlichen Voraussetzungen des § 15e des Hessischen 
Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung auf das Polizeigesetz NRW 
übertragbar? Können Sie noch einmal dazu Stellung nehmen, ob das wirklich in dieser 
Form bei uns möglich wäre? 
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Dr. Werner Pfeil (FDP): Meine letzte Frage befasst sich auch noch einmal mit dem 
Thema „Drohnen“. Wir wissen aus der Antwort auf eine Große Anfrage, die wir als 
Fraktion gestellt haben, dass das Thema „Drohnen“ in allen Ministerien bzw. in vielen 
öffentlichen Körperschaften auch eine Rolle spielt und viele Drohnen eingesetzt wer-
den – nicht nur bei der Polizei, sondern auch bei der Feuerwehr, beim Katastrophen-
schutz, bei Umweltbehörden, um aus der Luft Umweltbelastungen festzustellen, etc. 
Jetzt stellt sich die Frage, ob jedes Gesetz, nach dem das Ministerium oder die öffent-
liche Körperschaft diese Drohnen einsetzt, entsprechende Schutzvorschriften für die 
Daten solcher Drohnen, die Datenanalyse, die Datensammlung etc. selbstständig re-
gelt oder ob wir ein eigenes Gesetz für die Verwendung solcher Drohnenaufnahmen, 
egal wer die Aufnahmen vornimmt, schaffen müssten. Das ist deswegen interessant, 
weil wir durch die Vielzahl von Katastrophenschutzbehörden, Umweltschutzbehörden, 
Polizeibehörden etc. teilweise gar nicht mehr wissen, wo die Daten der Drohnen ge-
sammelt werden und wie sie hinterher – das ist ja auch das Thema des Bundesver-
fassungsgerichts – durch die Verbindung mit anderen Behörden dann wieder zu einer 
Analyse genutzt werden. Daher interessiert mich, ob Sie die Notwendigkeit sehen, eine 
weitergehende Regelung vorzunehmen, also nicht nur zum Beispiel im Polizeigesetz 
etwas zu regeln, weil das möglicherweise nur ein Teilbereich ist. 

Thomas Röckemann (AfD): Wir haben keine weiteren Fragen. 

Vorsitzende Angela Erwin: Vielen Dank. – Wir sind am Ende der zweiten Fragerunde 
angekommen und starten wieder mit den Antworten. 

Markus Robert (Gewerkschaft der Polizei, Landesbezirk Nordrhein-Westfalen): 
Frau Kampmann hat eine Frage bezüglich der Kompetenzen und weitergehenden 
Kompetenzen gestellt. Wenn ich die rechtlichen Kompetenzen nur einmal auf die hier 
beabsichtigten Regelungen des Polizeigesetzes beziehe, kann ich nur noch einmal 
wiederholen: Es geht um die Rechtssicherheit und die Handhabbarkeit für die Kolle-
ginnen und Kollegen. 

In diesem Zusammenhang ist noch Folgendes zu sagen: Wenn wir uns mit der weiter-
gehenden Frage von Frau Dr. Höller befassen, ob die Regelung des § 15e des Hessi-
schen Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung für uns infrage käme, ist 
das eine weitergehende Betrachtung. Da sind wir ein Stück weit bei der Problematik 
und bei der Herausforderung, dass man das Thema „Drohnen“ doch zwingend koordi-
niert zwischen den Ländern und dem Bund betrachten sollte. Hier gibt es unterschied-
liche Debatten dazu. Ein Austausch ist ja wichtig. Schauen wir uns einmal die klassi-
schen Felder an. Die Bundespolizei ist an Bahnhöfen und Flughäfen zuständig, und 
wenn eine Drohne dann den Flughafen verlässt, sind die Länderpolizeien zuständig. 
Das erschwert natürlich vom Grundsatz her auch das Vorgehen. Entscheidungen über 
solche Regelungen sollten aus unserer Sicht und auch aus Sicht der GdP insgesamt – 
mit diesem Thema befassen wir uns ja nicht nur als GdP Nordrhein-Westfalen, son-
dern auch die anderen Landesbezirke und auch der Bund tun das – möglichst im 
Gleichklang getroffen werden, damit wir nicht unterschiedliche Regelungen haben. Es 
wäre ja fatal, wenn wir sogar unterschiedliche Eingriffsbefugnisse hätten und es in 
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einem anderen Bundesland andere Voraussetzungen gäbe, um eine Drohne vom Him-
mel zu holen, als hier in Nordrhein-Westfalen. Daher halten wir es tatsächlich für er-
forderlich, dass die Koordination und die Abstimmung deutlich in den Vordergrund ge-
zogen werden. 

Hier sind ja auch schon von den beiden Professoren die möglichen Ergänzungen im 
Polizeigesetz angesprochen worden. Da ist das Erste: Wenn wir sagen, dass wir keine 
spezialgesetzliche Regelung brauchen, müssen wir die Liste der Zwangsmittel weiter 
ausarbeiten. Das heißt: Wir müssen hier tatsächlich noch einmal genau schauen, wel-
chen Weg wir verfolgen wollen. 

Richtig ist – das kann ich auch nur wiederholen –, dass man im urbanen Gebiet nicht 
einfach eine Drohne vom Himmel holen kann, weil das Gefährdungspotenzial viel zu 
groß ist. In Bezug auf die Kompetenzen bedeutet das aber natürlich auch, dass wir 
technische Maßnahmen brauchen, mit denen wir gezielt eine Drohne möglichst sicher 
zu Boden bringen können. Der letzte Ministertermin im Drohnen-Kompetenzzentrum 
hat auf der einen Seite die Möglichkeiten aufgezeigt, auf der anderen Seite aber auch 
die Grenzen der bisherigen Kompetenzen verdeutlicht. Wenn wir da weitermachen, 
müssen wir erstens die rechtlichen Voraussetzungen im Polizeigesetz anpassen. Be-
züglich der Kompetenzen ist es dann natürlich zweitens erforderlich, die technischen 
Kompetenzen und die praktische Umsetzung zu stärken. 

Noch abschließend in Richtung von Frau Dr. Höller: Eine Übernahme des hessischen 
§ 15e kann ich mir grundsätzlich vorstellen. Das steht aber unter Vorbehalt, weil wir 
uns noch nicht eingehend mit der weiteren Kommentierung dazu auseinandergesetzt 
haben. Ich glaube aber, dass hier mein gerade Gesagtes gilt: Da ist eine größtmögli-
che Koordination zwischen den Bundesländern und dem Bund wünschenswert. 

Prof. Dr. Frank Braun (Hochschule für Polizei und öffentliche Verwaltung Nord-
rhein-Westfalen): Ich habe mich jetzt von Herrn Katzidis und von Frau Kampmann 
angesprochen gefühlt. Daher werde ich auch nur diese Fragen beantworten. 

Ich weiß nicht, ob ich Sie richtig verstanden habe, Herr Katzidis. Sie haben von Ihren 
Erfahrungen als Polizeibeamter berichtet: nach 48 Stunden wieder zurück usw. Das 
ist ja heute nicht mehr Rechtsstand, weil der § 38 Polizeigesetz angepasst wurde. 
Heute besteht die Möglichkeit einer Ingewahrsamnahme so lange, wie die Maßnahme 
dauert, maximal zehn Tage. Das reicht ja, Stand heute, aus. Würde man das Ganze 
auf vierzehn Tage verlängern, müsste man es halt entsprechend anpassen. Ich sehe 
also keine verfassungsrechtlichen Probleme, wenn es künftig vierzehn Tage sein sollten. 

Herr Katzidis hat aber noch etwas Wichtiges gesagt. Er hat nämlich darauf hingewie-
sen, dass im Jahr 2002 der § 34a zusammen mit dem Gewaltschutzgesetz quasi ge-
boren wurde. Diesen engen Zusammenhang mit dem Gewaltschutzgesetz sollte man 
meines Erachtens auch beibehalten. Denn es liegen ja Gesetzentwürfe vor, in denen 
es darum geht, die Möglichkeiten nach dem Gewaltschutzgesetz auszuweiten, auch 
mit Fußfessel und sogar auch mit dem spanischen Modell, wenn ich mich nicht irre 
und diesen Gesetzentwurf des BMJ richtig überflogen habe; so genau weiß ich es nicht 
mehr. Darin stehen schon gute Sachen. Und „eigenmächtig“ hört sich jetzt schlimm 
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an; aber auch wenn Frau Heßeler das bevorzugen würde, sehe ich es nicht so, dass 
die Polizei hier, was den Gewaltschutz betrifft, an erster Stelle stehen sollte, sondern 
glaube schon, dass das die Familiengerichte mit dem Gewaltschutzgesetz tun sollten. 

Denn man muss bedenken – Herr Katzidis hat ja auch eine Grundrechtsabwägung 
angedeutet –, dass diese Grundrechtsabwägung bei Maßnahmen nach dem Gewalt-
schutzgesetz relativ unproblematisch ist. Es geht um den Schutz der Grundrechte der 
Opfer. Alles geschieht auch im Interesse des Opfers und vor allem mit dem Willen des 
Gewaltopfers. Wenn man jetzt Maßnahmen, die dann in Konkurrenz mit dem Gewalt-
schutzgesetz stehen, im Polizeigesetz regelt, hat man die Konstellation, dass man 
auch Maßnahmen gegen den Willen des Opfers trifft. Das heißt, dass ein paternalisti-
sches System geboren wird. Dann wird man nämlich sehr häufig in der Praxis auch 
den Fall haben, dass man Maßnahmen gegen Gewalttäter ausdrücklich gegen den 
Willen des Opfers trifft. Es ist ja nicht so, dass das Gewaltopfer stets geschützt werden 
will. Natürlich gibt es Einschüchterungseffekte, sodass die Frage ist, ob das wirklich 
eine mängelfreie Willensbildung ist; Gewalttäter werden ja häufig auch in Schutz ge-
nommen. Aber das sind auch Maßnahmen gegen den Willen des Opfers. Die Grund-
rechtsintensität ist natürlich weitaus höher, wenn man Maßnahmen gegen den Willen 
des Opfers trifft. Es gibt ja auch so etwas wie das Recht auf Selbstgefährdung. Das 
muss man in gewissem Maße auch respektieren. 

Frau Kampmann, ich sehe die Änderungsmöglichkeiten nicht als voll ausgeschöpft an. 
Herr Thiel hat es ja gerade auch in seiner Stellungnahme bestätigt. Ich sehe da schon 
Mängel, was den Schutz betrifft. Denn bei den §§ 21, 17, 19 und 20 jeweils in der Nr. 2 
in der ersten Variante zielt das Ganze auf die Verhinderung nur von besonders schwe-
ren Straftaten. Besonders schwere Straftaten sind in § 8 Abs. 3 Satz 2 zutreffend de-
finiert, nämlich als solche, die im Höchstmaß mit Freiheitsstrafe von mehr als fünf Jah-
ren bedroht sind. Das hat das Bundesverfassungsgericht auch so gesagt. Allerdings 
wurde meines Erachtens gerade die letzte Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts, die Trojaner-I-Entscheidung, nicht ausreichend ausgewertet. Denn da hat das 
Bundesverfassungsgericht etwas Neues gesagt. Es geht um den Schutz der Rechts-
güter. Knüpft man wie im Entwurf an besonders schwere Straftaten an, ist ein überra-
gend wichtiges Rechtsgut geschützt und ist die Maßnahme verfassungskonform. In 
der Trojaner-I-Entscheidung hat das Bundesverfassungsgericht aber gesagt, dass 
auch viel weniger gewichtige Straftaten solche bedeutenden Rechtsgüter sein können, 
wenn sie, so wie in § 8 Abs. 4 bisher geregelt, terroristische Straftaten sind. Und da 
sehe ich schon Schutzlücken. Wenn die terroristischen Straftaten beim Einsatz tech-
nischer Mittel außerhalb von Wohnungen, bei Vertrauenspersonen usw. nicht berück-
sichtigt werden – sie stehen ja nur in der zweiten Alternative, die praktisch überhaupt 
keine Bedeutung hat, und gehören jeweils in die Nr. 2a hinein –, sehe ich da Schutz-
lücken, und beim § 21 auch. Da gehören die terroristischen Straftaten auch mit dazu, 
weil eben nicht alle terroristischen Straftaten – einige sind es natürlich – besonders 
schwere Straftaten sind. Von den terroristischen Straftaten, die in § 8 Abs. 4 aufgezählt 
sind, sind einige Straftaten eindeutig keine besonders schweren Straftaten. Da sehe 
ich Schutzlücken, die man ohne Weiteres schließen könnte, weil man dann immer 
noch deutlich über den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts wäre. 
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Außerdem hat man einen unglaublichen Wertungswiderspruch, wenn man die entspre-
chenden Befugnisnormen nicht um terroristische Straftaten ergänzt. Denn wenn das 
so Gesetz wird, darf die schwerstmögliche, die eingriffsintensivste Überwachungs-
maßnahme, nämlich der Zugriff auf Telekommunikationsinhalte, die Telekommunika-
tionsüberwachung, nach § 20c mit dem Segen des Bundesverfassungsgerichts bei ei-
ner konkretisierten Gefahr für eine terroristische Straftat durchgeführt werden, und viel 
grundrechtsmildere Maßnahmen wie der Einsatz von technischen Mitteln außerhalb 
von Wohnungen, Vertrauenspersonen usw. dürfen dann nicht eingesetzt werden. Das 
ist ein Wertungswiderspruch, der keinen Sinn macht und auch gesetzestechnisch nicht 
schön ist. Ich würde deshalb wie in meiner Stellungnahme vorgeschlagen eine ent-
sprechende Ergänzung anregen. 

Prof. Dr. Dr. Markus Thiel (Deutsche Hochschule der Polizei): Zunächst zu den 
Fragen von Herrn Katzidis: Den Gleichlauf zwischen der Dauer der Maßnahmen „Woh-
nungsverweisung/Rückkehrverbot“ auf der einen Seite und „Ingewahrsamnahme“ auf 
der anderen Seite halte ich auch für zwingend. Ich denke nicht, dass es sinnvoll wäre, 
die polizeilichen Maßnahmen auf bis zu achtundzwanzig Tage auszuweiten, dann aber 
bei dem Gewahrsam bei zehn Tagen oder auch nur bei einmal zehn Tagen zu bleiben. 
Das muss schon parallel laufen. Sonst erfüllt der Gewahrsam die hier vorgesehenen 
Zwecke nicht – zumal er ja auch endet, wenn die polizeiliche Maßnahme beendet ist. 
Wenn die gerichtliche Entscheidung getroffen ist, enden die Voraussetzungen für den 
Gewahrsam. Die Person ist zu entlassen. Daher sehe ich bei diesem Gleichlauf kein 
größeres Problem. 

Dass ich hier den Vergleich mit dem Präventivgewahrsam gezogen habe, sollte in kei-
ner Weise bedeuten, dass ich die Gefahren und die Bedrohungen bei häuslicher Ge-
walt kleinreden möchte oder als geringfügiger ansehe. Mir ging es nur darum, die 
grundrechtliche Belastungswirkung noch einmal deutlich zu machen. Aber es gibt ja 
gute Gründe, das so zu tun. Diese guten Gründe sollte man dann aber auch in die 
Gesetzesbegründung aufnehmen. 

Frau Höller, Sie haben gefragt, ob man den § 15e des Hessischen Gesetzes über die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung gewissermaßen als Blaupause für eine Regelung 
zu den Drohnen verwenden könnte. Das wäre ja an sich eine gute Idee. Ich denke, da 
muss man ein bisschen differenzieren. 

Fangen wir einmal mit dem Tatbestand an. Die hessische Norm verlangt erst einmal 
nur eine konkrete Gefahr, während die bayerische Regelung auch die dort ja so spe-
zifische drohende Gefahr der bedeutenden Rechtsgüter ausreichen lässt. Übersetzt in 
unseren Sprachgebrauch wäre das eine hinreichend konkretisierte Gefahr. Das würde 
ich nicht für nötig halten, sodass man hier wahrscheinlich mit der hessischen Rege-
lung, also mit einer konkreten Gefahr, auskommt. 

Die Rechtsfolgen der hessischen Regelung sind natürlich vergleichsweise weit und 
unbestimmt. Dort sind geeignete technische Mittel erlaubt. Das kann man so machen, 
um die Normen auch technikoffen zu halten, und bestimmte Rechtsbegriffe sind ja 
nicht per se irgendwie anrüchig oder verfassungsrechtlich zu beanstanden. Ich denke, 
auch die geeigneten technischen Mittel könnte man hier übernehmen, zumal in der 
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hessischen Norm ja auch das System sowie dessen Steuerungseinheit und Steue-
rungsverbindung genannt werden. 

Natürlich muss man auch immer überlegen: Was macht man denn mit demjenigen, 
der die Drohne steuert? Auch da wären ja Maßnahmen denkbar. Insofern sind die 
technischen Mittel nur die eine Seite. Allerdings kann man da höchstwahrscheinlich 
auch auf die allgemeinen Regelungen des Polizeirechts zurückgreifen, was dann eben 
auch genügt. Meiner Meinung nach kann man das also so lassen. 

Was aus meiner Sicht in der Regelung in Hessen fehlt, sind zwei Aspekte. Das eine 
ist der von mir schon angesprochene Schutz von Personen am Boden. Nun kann man 
zwar sagen, dass die Formulierung „geeignete technische Mittel“ natürlich einschließt, 
dass ich mit dem Drohnenabschuss nicht beispielsweise Einfamilienhäuser einreiße. 
Hier könnte man aber noch einmal darüber nachdenken, ob man nicht einen entspre-
chenden Zusatz aufnimmt. Das gibt es ja auch in anderen Regelungen. Wir haben in 
allen Bestimmungen zur Datenerhebung stehen, inwiefern unbeteiligte Dritte mitbe-
troffen werden dürfen. Da denkt man also auch mit, was mit anderen passiert. Solche 
Regelungen könnte man natürlich auch genau andersherum in diese Norm aufneh-
men, also in der Art, dass die Mittel nur eingesetzt werden dürfen, wenn unbeteiligte 
Dritte nicht gefährdet werden. 

Der zweite Punkt ist mindestens ebenso wichtig. Herr Robert hat schon darauf hinge-
wiesen. Man müsste sich tatsächlich Gedanken über die Abgrenzung des Zuständig-
keitsbereichs der Polizei machen, weil zum Beispiel über Bahnanlagen und über mili-
tärischen Liegenschaften die Landespolizei eben nicht zuständig wäre. Das fehlt mir 
in der hessischen Regelung. Weil man mit der normalen örtlichen Zuständigkeit der 
Polizei allein hier nicht weiterkommt, müsste man Abgrenzungen für die Zuständigkeit 
treffen. Das geht nur durch eine vernünftige Abstimmung aller Beteiligten. Man müsste 
tatsächlich noch einmal schauen, ob die Landespolizei wirklich jede Drohne überall mit 
technischen Mitteln stören darf. Da hätte ich mit Blick auf die Gesetzgebungskompe-
tenzen und die Zuständigkeitsbereiche anderer Behörden Bedenken. Das müsste man 
sich noch einmal ansehen. Es gibt auch Kritiker, die sich gegen eine solche rein räum-
liche Abgrenzung aussprechen. Man kann auch funktional überlegen, ob man be-
stimmte Gefahrenarten für den Bahnverkehr oder so etwas ausnimmt. Darüber müsste 
man vielleicht tatsächlich noch einmal nachdenken. 

Herr Pfeil, Sie haben völlig zu Recht dargelegt, dass viele Drohnen vom Staat selbst 
eingesetzt werden – das ist jetzt genau die umgekehrte Richtung –, um Informationen 
zu erheben. Dass das vielfältig geschieht, ist richtig. Ich persönlich sehe noch keine 
Notwendigkeit für ein Drohnen-Datenschutzgesetz, weil wir natürlich viele verschie-
dene Datenerhebungsvorschriften haben und die anschließende Nutzung, Weiterver-
wendung, Speicherung, also alles, was datenschutzrechtlich relevant ist, dann im je-
weiligen Fachrecht geregelt ist. Die Übermittlung, die Speicherung, die automatisierte 
Analyse, das Einspeichern in Informationsverbünde ist ja alles sehr detailliert geregelt. 
Meines Erachtens brauchen wir dafür kein eigenes Gesetz, weil die Regelungen, die 
wir haben, hier ausreichen. Wir müssen natürlich die Bestimmungen zur Datenerhe-
bung durch Drohnen dann auch entsprechend ordentlich umsetzen. Dann sind wir hier, 
glaube ich, gut aufgestellt. 
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Viktoria Heßeler (Rechtsanwaltskanzlei Heßeler): Zu der Verlängerung der Mög-
lichkeit der Ingewahrsamnahme: Ich verstehe Ihren Punkt sehr gut, auch aus der Pra-
xis heraus. Was mir Bauchschmerzen macht, ist Folgendes: Ich komme aus dem Straf-
recht und sehe bei den Voraussetzungen für Untersuchungshaft und dabei, wie das 
geprüft wird und wer das am Ende entscheidet, ein Missverhältnis zu der Ingewahr-
samnahme und dann auch zu der Dauer. Aber vor allen Dingen ist für mich das spa-
nische Modell eingriffsärmer, weil der Täter oder die Täterin sich dann weiterhin frei 
bewegen kann und wir trotzdem nicht das Problem haben, dass er oder sie immer 
wieder beim Opfer auf der Matte steht. Vor diesem Hintergrund würde ich das spani-
sche Modell bevorzugen. Ansonsten kann man wahrscheinlich sagen: Ob es jetzt zehn 
oder vierzehn Tage sind, macht – in Anführungszeichen – den Braten nicht fett. Inso-
fern muss ich das vielleicht ein bisschen abschwächen, was die verfassungsrechtli-
chen Bedenken angeht. 

In dem Zusammenhang möchte ich aber noch einmal kurz auf das zurückkommen, 
was Herr Professor Braun bezüglich des paternalistischen Systems gesagt hat. Da 
stimme ich ihm an sich zu. Das spielt da vielleicht auch ein bisschen hinein. Aus meiner 
Erfahrung in der Opferarbeit muss ich aber sagen, dass es dauert, bis Personen, die 
aus der häuslichen Gewalt kommen, überhaupt wieder in der Lage sind, das Zepter 
selbst in die Hand zu nehmen. Unmittelbar aus dieser Gefährdungssituation heraus 
haben wir da häufig relativ hilflose Menschen sitzen. Dieser Antrag nach dem Gewalt-
schutzgesetz braucht natürlich auch Überwindung. Ich finde es zwar an sich sehr gut, 
wenn man Opfern von Straftaten wieder zu einer gewissen Selbstwirksamkeit verhilft. 
Es gibt auch Studien zum Thema „posttraumatisches Wachstum“ und Ähnliches. Das 
ist alles richtig. Ich finde es wie gesagt auch wichtig, dass sie auch selbst wieder ins 
Machen kommen. Aber ich finde den Zeitpunkt, zu dem sie unmittelbar aus dieser 
Gefährdung herauskommen, zu früh dafür. 

Zwei weitere Punkte spielen natürlich auch eine Rolle. Erstens. Selbstgefährdung steht 
jedem offen. Das schlägt aber auch relativ schnell in Richtung Femizide um. Und ich 
finde schon, dass wir einen gesellschaftlichen Anspruch haben, Femizide zu verhin-
dern. Zweitens. Wenn Kinder im Spiel sind, haben wir auch noch Betroffene, die den 
Antrag noch weniger stellen können. 

Zu den Erkenntnissen aus Österreich: Das ist eine gute Frage. Ich weiß nicht, ob das 
in Österreich evaluiert wurde. Grundsätzlich komme ich ja auch mehr aus dem Bereich 
„Sexualstrafrecht“. Zur Täterarbeit haben wir auch dort nur wenige Angebote. Aber so, 
wie ich das mitbekomme – anekdotische Evidenz –, hilft das relativ gut. Ich hatte kürz-
lich zum Beispiel mit einem heranwachsenden Straftäter zu tun, der die Bewährungs-
auflage bekommen hat, bei einem Anbieter in Köln einen Kurs mit dem Namen 
„(Un)antastbar“ zu absolvieren. Dieser Kurs dauert sechs Monate und ist so aufgebaut, 
dass der Täter erst einmal wöchentlich Einzelsitzungen hat und dann nach einer Zeit 
Gruppensitzungen, in denen er sich damit auseinandersetzt, was überhaupt Sexual-
strafrecht ist, was Grenzen anderer Personen sind usw. Laut den Rückmeldungen ist 
das wohl relativ gut. Ich könnte mir vorstellen, dass man so etwas auch im Bereich 
häuslicher Gewalt konzipieren könnte. 
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Vorsitzende Angela Erwin: Herzlichen Dank. – Ich schaue einmal in die Runde. Gibt 
es weitere Fragen? – Das ist nicht der Fall. Wunderbar. Dann sind keine Fragen mehr 
offengeblieben. 

Ich darf noch einmal ein herzliches Dankeschön an die Sachverständigen richten, so-
wohl für die wertvollen Beiträge im Verlauf der heutigen Anhörung als auch für die 
vorherigen schriftlichen Stellungnahmen, und ihnen eine gute Rückreise wünschen. 

Den Gästen, die heute hier waren, wünsche ich ebenfalls eine gute Rückreise. 

Den Mitgliedern des Ausschusses wünsche ich eine gute Mittagspause. Wir sehen uns 
um 13:30 Uhr zur nächsten Sitzung des Innenausschusses wieder. 

Die Sitzung ist hiermit geschlossen. – Vielen Dank. 

gez. Angela Erwin 
Vorsitzende 

Anlage 
03.11.2025/05.11.2025 
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